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« Gesundheit!» Das ist der aufrichtige
Wunsch, den ich für alle anlässlich der
bevorstehenden Festtage und zum Jah-
reswechsel habe. Neben diesem Wunsch

habe ich allerdings noch eine Hoffnung: dass
nämlich das andere «Gesundheit!» – das beim
distanzlosen Realpräsenz-Anstossen mit Gläsern
in grosser und geselliger Runde – möglichst selten
vorkommt. Beim aktuellen Stand der Pandemie
verträgt es keine Verdoppelung der Fallzahlen.
Eigentlich verträgt es nicht einmal gleich hoch
bleibende Zahlen. Ich werde mich also auch über
die Festtage körperlich möglichst fernhalten von
anderen Menschen. Sprechen, sich sogar emotio-
nal nahekommen, kann man nämlich auch per
Telekommunikation. Oder draussen. Zu viele
Menschen denken aktuell: «Ach, wenn jetzt halt
bloss wir hier an Weihnachten zusammensitzen,
wird das schon nicht ins Gewicht fallen!»

In diesem Zusammenhang geht mir extrem
gegen den Strich, dass ausgerechnet religiöse
Gruppierungen auf Sonderregelungen gepocht
haben. Wobei es ja nicht verwerflich ist, dass die
Kirchenlobby halt tut, was die Kirchenlobby so

tun soll. Schlimm finde ich aber, wie untertänig
der Staat der Kirchenlobby Sonderregeln zuge-
steht. Ganz allgemein sollten einfach für alle die-
selben Regeln gelten. Keine Privilegien für nie-
manden. Viele Kulturschaffende darben wirklich
krass und wären eigentlich auf Publikum, Auf-
trittsmöglichkeiten und so weiter angewiesen.
Dürfen aber nicht. Dem gegenüber dürfen reli-
giöse Feiern mit vielen Personen stattfinden, ob-
wohl die Kultus-Schaffenden eben nicht wirklich
– zumindest finanziell – darauf angewiesen wä-
ren. Aufgrund des höheren, ja hohen Altersdurch-
schnittes der Teilnehmerinnen und Teilnehmer
bei Gottesdiensten ist das alles zusätzlich be-
denklich. Da sind überdurchschnittlich viele Risi-
kopersonen anwesend. Die Kirchenlobby will zu-
dem durchsetzen, dass man gottesdienstlich un-
gestört-unbemaskt singen, also Aerosole vertei-
len, dürfe. Dazu fällt mir das passende Lied un-
verzüglich ein: «Näher, mein Gott zu dir!» So
wird nicht bloss das angebliche Wort Gottes unter
die Leute gebracht, solche Anlässe sind erwiese-
nermassen oft ein Super-Spreader-Event.

Ich schliesse gerne mit einem Dank an jene Re-
ligiösen, welche sich trotz Sonderregeln verant-
wortungs- und rücksichtsvoll verhalten und ver-
meiden, an noch mehr Tod und Leid unmittelbar
mitschuldig zu sein. Es sind jene Religiösen, wel-
che nicht ständig «Christenverfolgung!» und
«Religionsfeindlichkeit!» schreien, wenn für alle
dieselben Regeln gelten. Solche Religiöse möchte
ich fast schon umarmen. Ich bleibe aber trotzdem
lieber distanziert. Prost! Trotzdem.
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« I have a dream!», dass in diesem Land
eines Tages alle Menschen gemeinsam
für die Umwelt zusammenarbeiten!
Und zwar unabhängig von Geld, Beruf

und Status. Einfach nur aus Freude und Überzeu-
gung. Ich habe einen Traum! Doch warum wird er
nicht zur Realität? In den Augen der Menschen
sowie der Umweltverbände gibt es nur einen
Schuldigen: der Bauer.

Die Umweltverbände und ihre Protagonistin-
nen und Protagonisten sehen und hören wir tag-
täglich überall. Auf allen Kanälen sind sie prä-
sent. An den Plakatwänden der Städte, in den
Medien, Zeitungen, im Fernsehen, überall. Wir
sehen sie im Bundeshaus, an Sitzungen, in Talk-
shows und Politsendungen. Überall und omniprä-
sent stellen sie Forderungen: Mehr Geld, mehr
Stellenprozente, mehr Flächen, mehr Macht,
mehr Einfluss, mehr ... Es gibt aber einen Ort,
dort sehe ich die Mitstreiter der Umweltverbände
nie: auf unseren Feldern. Warum? Ich arbeite seit
Jahren und Generationen auf unseren familien-
eigenen Äckern, aber es ist noch nie ein Mitstrei-
ter oder eine Mitstreiterin der Umweltverbände
zu mir gekommen, um das Gespräch zu suchen.

Wir Bauern machen nur noch drei Prozent der
Bevölkerung aus, wir pflegen für die restliche Be-
völkerung fast zwei Drittel unseres wundervollen

Landes. Man muss nicht Akademiker oder Philo-
soph sein, um zu verstehen, dass Umweltschutz
nur mit und nicht gegen die Bauern geht. Deshalb
frage ich mich immer wieder, warum unsere Um-
weltverbände einen derartigen militanten Kon-
frontationskurs gegenüber den Bauern fährt. Offi-
ziell zielt der Kampf auf die landwirtschaftlichen
Organisationen. Da wir Bauern und Bäuerinnen
alle Mitglieder einer solchen Organisation sind,
zielt diese Konfrontation genau auf die Bauernfa-
milien und deren täglichen Arbeit. Es sind die tag-
täglichen Beleidigungen und Anfeindungen, die
viele Bauern in ihrem Stolz und ihrem Herzen tref-
fen. Wenn man nach einer 80-Stunden-Woche in
der Natur am Wochenende erfährt, was wir in den
Augen einiger Büro-Ökologen alles falsch gemacht
haben sollen, bleiben oft nur Fragen und Ratlosig-
keit. Und wenn sich dann noch unsere Medien als
Steigbügelhalter dieser Papier-Umweltaktivisten
zur Verfügung stehen, dann bleibt nur eine Frage
übrig: Was bringt das alles der Umwelt? Antwort:
Nichts! Seit Jahren drehen wir uns im Kreis. Es ist
an der Zeit auszubrechen und gemeinsam etwas
für die Umwelt zu tun.

Als Präsident der Seeländer Bauern kenne ich
meine Schäfchen. Es gibt sie in allen Farben, auch
einige Schwarze sind dabei. Aber ich kenne kei-
nen einzigen Bauern, der nicht bereit wäre, etwas

für eine bessere Umwelt zu tun. Freiwillig und
ausserhalb von Programmen und Zahlungen, ein-
fach so. Doch wir brauchen Leute, die mit Begeis-
terung und Respekt mit gutem Beispiel vorange-
hen. Spezialisten, die uns erklären, mit welchen
einfachen Massnahmen wir noch besser werden
können. Genau hier braucht es all diese Umwelt-
aktivisten und Verbände. Genau diese Leute, die
wir nie draussen auf unseren Felder sehen!

Umweltschutz kann man nicht bezahlen und
delegieren und schon gar nicht erzwingen. Um-
weltschutz wird erschaffen durch Zusammen-
arbeit mit Anstand und Respekt und nicht mit
Schuldzuweisung und Beleidigung.
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W er glaubte, das Ringen um eine wirk-
same und angemessene Pandemie-
politik in der Schweiz könne nach
dem bundesrätlichen Machtwort

vom letzten Freitag keine absurderen Formen mehr
annehmen, sah sich diese Woche eines Schlechte-
ren belehrt. Unter dem Eindruck, dass sich die Lage
in den Spitälern weiter zuspitzt, ging die Kakofonie
an mitunter sich widersprechenden Forderungen
weiter. Der Kanton Graubünden will seine Skigebie-
te unbedingt offen halten, verunfallte Zürcher
Skifahrerinnen aber zur Behandlung in die Spitäler
ihres Heimatkantons zurückspedieren, weil er sel-
ber mit den Kapazitätsgrenzen seines Gesundheits-
systems kämpft. Der Kanton Zürich dagegen for-
dert vom Kanton Graubünden, er solle seine Skilifte
abstellen und die Pisten sperren, und vom Bund, er
solle nun härter durchgreifen und mindestens die
Restaurants schliessen, findet es aber nicht nötig,
dies für sein Kantonsgebiet in Eigenregie zu tun,
obwohl er dazu befugt wäre. Die Westschweiz
schliesslich nervt sich ob der Aussicht, die vom
Bund als Lohn für die zuvor konsequente Eindäm-
mungspolitik gewährten Freiheiten nach wenigen
Tagen wieder aufgeben zu müssen, obwohl sie auch
dadurch durch den Herbst gekommen ist, indem sie
Patienten in andere Kantone verlegen konnte. Und
mit einer Einmischung in die inneren Skiangelegen-
heiten muss man den Bergkantonen eh nicht kom-
men. Derweil bereitet der Boulevard das Land auf
den Lockdown vor, indem er 15 «Persönlichkeiten»
mit komplett unterschiedlichen Motiven und Inte-
ressenlagen fordern lässt: «Macht’s endlich!»

Wohlverstanden: Es ist nicht zu bestreiten, dass
die Spitäler am Limit sind. Zwar sind Auslastung
und der Anteil der Covid-Patienten auf den Inten-
sivstationen gemäss BAG-Statistik seit etwa dem
11. November ungefähr stabil. Die Berichte aus den
Spitälern sind aber glaubhaft: Die Belastung des
Personals ist allzu hoch und die Kapazitäten können
nur aufrechterhalten werden, indem weitere Opera-
tionen verschoben werden. Dies kann kein anhal-
tender Zustand sein und verschlechtert letztlich
auch die Gesundheitsversorgung aller Menschen.
Darüber besteht Konsens – mittlerweile sind selbst
gewichtige Teile der Wirtschaft zur Einsicht ge-
langt, dass ein befristeter starker Einschnitt sinnvol-
ler ist als der Flickenteppich der letzten Wochen.

Gleichwohl wäre eine nachvollziehbarere Politik,
die zudem nicht alle paar Tage wieder ändert, wün-
schenswert. Diese Woche hat das BAG eine Liste
veröffentlicht, die auflistet, wo – sofern bekannt –
Ansteckungen stattgefunden haben. Zwar ist bei
etwa der Hälfte der Infektionen entweder «keine
Angabe der Exposition» möglich oder der Ort ist

unbekannt, doch zeigt sich beispielsweise, dass we-
der Restaurants noch Kulturorte wie Kinos oder
Museen die grossen Treiber des Seuchengesche-
hens sind. Gleichwohl sind diese Orte nun geschlos-
sen – im Fall der Museen zum Teil, nachdem sie
gerade mal für ein paar Tage wieder offen haben
durften. Das Argument, wonach eben die Kontakte
insgesamt reduziert werden müssten, ist so lange
nicht wirklich glaubhaft, wie jene Bereiche offen-
bleiben dürfen, in denen viel mehr Kontakte auf
viel engerem Raum stattfinden. Ein Museum kann
problemlos die Zahl seiner Besucher so regeln, dass
sich diese locker aus dem Weg gehen können – in
einer Gondel im Skigebiet ist es auch dann ziemlich
eng, wenn sie bloss zu 60 Prozent gefüllt wird, und
eine Anreise ins Skigebiet braucht es auch. Hinzu
kommt beim Skifahren die statistisch erwartbare
Anzahl von Unfällen, die das Gesundheitswesen
belasten. Dass Bundesrat Berset seine Skiferien an-
nulliert, fällt ebenso wenig ins Gewicht wie der
vernünftige Entscheid des Kantons Luzern, seine
Pisten zu schliessen – dann wird sich eben Engel-
berg im nahen Obwalden über mehr Gäste freuen.

Stossend ist zudem, dass die Politik keineswegs
alle möglichen Mittel zur Pandemiebekämpfung
einsetzt und offenbar auch nicht gewillt ist, teils
monatelange Versäumnisse aufzuholen. Der Philo-
soph Otfried Höffe, von 2009 bis 2015 Präsident der
Nationalen Ethikkommission im Bereich der Hu-
manmedizin der Schweiz, warf etwa diese Woche
in der «NZZ» die Frage auf, warum nicht vermehrt
Schnelltests zum Einsatz kommen, um geringere
Freiheitsbeschränkungen zu ermöglichen. Das
scheint kein Thema in der Schweiz zu sein.

Fassungslos machen schliesslich die Berichte von
dieser Woche, wonach die Behörden Initiativen und
Kooperationsangebote aus der Privatwirtschaft zur
rascheren Ansteckungsverfolgung bislang schlicht
ignorierten. Es wäre möglich, die durch die Apps in
Restaurants und an anderen Orten gesammelten
Daten in einer zentralen Datenbank zusammenzu-
führen und so viel rascher auszuwerten als im ana-
logen Contact Tracing – doch BAG, die Gesund-
heitsdirektorenkonferenz und mehrere Kantone
haben entsprechende Avancen der Anbieter laut
deren Angaben seit Juni abgelehnt.

Gibt es denn für besonders betroffene Branchen
wie die Gastronomie nun wenigstens rasche Hilfe?
Offenbar nicht wirklich – der Ständerat hat diese
Woche eine Branchenlösung abgelehnt und ist
dabei der Position des Bundesrats gefolgt. Solches
verleiht den bundesrätlichen Aufrufen zur Solidari-
tät nicht mehr Glaubwürdigkeit.
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